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Die starke Einbindung Israels in den europäischen Wirtschaftsraum verschafft der
Arbeiter:innenklasse hierzulande auch einen großen Hebel. Streiks, Boykotte von Warenlieferungen
und vor allem Waffen können die Kriegsmaschinerie wirklich treffen. Doch wie kommen wir dazu?
Wie durchbrechen wir die Unterstützung der Bundesregierung durch die Gewerkschaftsspitzen?

Welche unmittelbaren Kampfziele sinnvoll sind, hängt angesichts dieses Kräftverhältnisses sicher
auch von den jeweiligen Umständen ab. In jedem Fall sollten sie aber mit den dringenden
Forderungen der gesamten Bewegung in einen Zusammenhang gestellt werden: nach einem
sofortigen Waffenstillstand, dem Ende des Kriegsverbrechens der vorsätzlichen Aushungerung und
dem Rückzug des israelischen Militärs aus Gaza. Laut einer aktuellen Umfrage (Statista,
22.03.2024) halten 69 % der deutschen Wahlberechtigten das militärische Vorgehen Israels in Gaza
für nicht gerechtfertigt – und es spricht wenig dafür, dass unter Lohnabhängigen oder
Gewerkschaftsmitgliedern die Verhältnisse grundlegend anders sind.

Doch eine von dieser Mehrheit getragene Bewegung gibt es derzeit nicht. Um diese aufzubauen,
reicht es offenbar nicht, an weitverbreitete Sympathie und Mitgefühl mit den Palästinenser:innen
anzuknüpfen, wenn zugleich das gesamte „demokratische Spektrum“ mit schweren moralischen
Geschützen aus allen Rohren auf alles schießt, was nur nach Palästinasolidarität riecht. Mit einer
starken gewerkschaftlichen Palästinasolidarität wäre es möglich, über den symbolischen Protest auf
der Straße hinaus die israelische Kriegsmaschine zu behindern – durch Blockade von militärischen
Gütern, die auf dem See- oder Luftweg transportiert werden, Lahmlegung von Produktionsketten,
die für Israel produzieren, aber auch Druck auf Universitäten oder Unternehmen, die über
Kooperationen mit Israel indirekt an der Unterdrückung der Palästinenser:innen beteiligt sind. Doch
in Deutschland scheinen wir davon weit entfernt.

Deutsche Gewerkschaften und Palästina

Entgegen manchen Aktionen internationaler Gewerkschaften veröffentlichte der DGB am 10.
Oktober eine Solidaritätsbekundung und offenen Brief an Arnon Bar-David, den Vorsitzenden der
Histadrut, unter dem Titel „Solidarität mit Israel“. Dort heißt es unter anderem: „Jede Form von
Terrorismus, willkürlichen Tötungen und Verschwindenlassen ist inakzeptabel und wird auf unseren
entschlossenen Widerstand stoßen. Die letzten Tage haben uns gezeigt, wie tief Antisemitismus in
den Gesellschaften der Welt verwurzelt ist. Wir sind schockiert und besorgt, wie brutal der
Antisemitismus auch hier in Deutschland zu Werke ging. ‚Nie wieder’ ist für uns kein leeres
Bekenntnis – im Gegenteil. Es ist unsere feste Überzeugung. Wir bekämpfen Antisemitismus hier in
Deutschland, aber auch in unseren weltweiten Gewerkschaftsorganisationen. Seien Sie versichert,
dass wir alles in unserer Macht Stehende tun werden, um Sie in Ihrem Kampf zu unterstützen, wir
stehen eng an Ihrer Seite.“

Dieses Schreiben wirkt noch gemäßigt im Vergleich mit dem der DGB-Jugend, welches am 18.10.
verabschiedet wurde. Der Titel „Solidarität mit unseren Freund*innen in Israel“ sagt  alles. Dabei
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erweist sich diese Linie der Solidarität mit dem israelischen Staat seither als das, was sie immer
schon war: die Unterstützung eines Kriegs gegen die Bevölkerung von Gaza unter dem Vorwand der
„Terrorismusbekämpfung“.

Damit nicht genug. Als Gewerkschafter:innen offen die Demonstration „Gaza: Die Waffen müssen
schweigen!“ im Januar in Köln unterstützten, war der Apparat bedacht, sehr schnell eine
Pressemitteilung herauszugeben und klarzumachen: Der DGB ruft nicht dazu auf. Stattdessen
beteilige man sich an der Aktion „Aufstehen gegen Terror, Hass und Antisemitismus – in Solidarität
und Mitgefühl mit Israel“. Zwar wird in diversen Stellungnahmen immer mal wieder erwähnt, dass
man auch für die Zweistaatenlösung eintrete. Aber darin erschöpft sich schon die „Kritik“ an der
israelischen Regierung. Wenige Worte sind für die Situation der Palästinenser:innen reserviert, noch
weniger für praktische Initiativen, um wenigstens deren Leid zu lindern. Der Grundton ist klar: Der
7. Oktober sei ein isoliertes, kontextloses Ereignis, dass sich gegen Jüdinnen und Juden richtet – und
die Verbrechen der israelischen Besatzung – ob illegaler Siedlungsbau, stetige Gewalt oder
Gazablockade werden davon isoliert –, weil schon die Kontextualisierung des 7. Oktober als
„Relativierung“ gilt.

Solidarität mit Israel – schon vor dem 7. Oktober

Die einseitigen Stellungnahmen und das aktuelle Schweigen zur Lage der palästinensischen
Bevölkerung sind allerdings keine Überraschung. Bereits vor dem 7. Oktober wurden
antizionistische Positionen mit aller Kraft in deutschen Gewerkschaften bekämpft: Unter der
Schirmherrschaft der Präsidentin des Deutschen Bundestages, Bärbel Bas (SPD), hat der DGB-
Jugendausschuss das erste Mal im März 2023 eine Sitzung in Israel abgehalten – und die Resolution
„Solidarity forever – Deklaration zur Zusammenarbeit der DGB-Jugend und Histadrut“
verabschiedet. 2021 wurde das Palästinakomittee in Stuttgart vom „Festival gegen Rassismus“ der
DGB-Jugend ausgeschlossen. 2017 kam bei der Bundesjugendkonferenz des DGB der Antrag
„Boykotte boykottieren“ durch, der sich gegen die Zusammenarbeit mit der BDS-Kampagne und
Gruppe FOR Palestine (For One State and Return) richtete. Hinzu kommen regelmäßige
Austauschprogramme, wo Gewerkschaftsvertreter:innen Israel besuchen können – während auf die
Situation der Palästinenser:innen wenig eingegangen wird. Das sind keine Einzelfälle, sondern eine
politische Linie. Aber woher kommt diese?

a) Sozialpartnerschaft und mangelnde Basisstrukturen/Kontrolle

Ein Faktor ist die Sozialpartnerschaft, also die Politik der institutionalisierten Mitverwaltung des
Kapitalismus zugunsten kleiner Verbesserungen für die Arbeitenden insgesamt. Deutlich spürbar bei
Tarifrunden wie zum TVöD 2023 oder der Politik der Gewerkschaften während der Coronapandemie,
führt sie letzten Endes zur Befriedigung von Konflikten. Denn es geht der Gewerkschaftsbürokratie
darum, ihre eigene Position als Vermittlung zwischen Kapital und Arbeit aufrechtzuerhalten – und
damit des Kapitalismus. Ein Resultat davon ist ebenfalls – um die eigene Position wahren zu können
–, den bürgerlichen Staat und die Außenpolitik des deutschen Imperialismus zu stützen.

Sichtbar wurde dies im Zuge des Ukrainekriegs, als Massenmobilisierungen gegen die im Zuge des
Krieges stattfindende Aufrüstung und parallel laufende Einkommensverluste ausblieben. Ein
zusätzlicher Faktor, der den Beschluss solcher Resolutionen begünstigt, ist der Aufbau und die
Struktur der Bürokratie selbst. Statt Rechenschaftspflicht sowie direkte Wähl- und Abwählbarkeit
können sich einmal gewählte oder eingestellte Bürokrat:innen für mehrere Jahre an ihre Posten
klammern – ungeachtet ihrer politischen Positionen. Doch beide Punkte alleine reichen nicht aus,
um die Situation in Deutschland zu verstehen. Schließlich finden wir sowohl Elemente der
Sozialpartner:innenschaft als auch von der Basis losgelöste Strukturen ebenso in anderen
Gewerkschaften – die jedoch weitaus progressivere Positionen bezüglich Palästina einnehmen.
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b) Rolle der SPD und Zionismus der deutschen Linken

Eine Schlüsselrolle spielt hierbei die SPD. Nach über 150 Jahren Klassenverrat könnte man hoffen,
dass der Einfluss der Sozialdemokratie aus den Gewerkschaften verschwunden sei. Doch ist das
letztlich nur eine Hoffnung und nicht Realität. Als bürgerliche Arbeiter:innenpartei ist sie vor allem
in der Bürokratie und den Funktionärsschichten vertreten – und prägt auch ideologisch die
internationale Politik der Gewerkschaften. Die SPD verteidigte schon früh die Gründung Israels.
Neben der außenpolitischen Unterstützung der USA und der Westintegration kam als verstärkendes
Moment die Verbindung zum Labourzionismus und zur Kibbuzbewegung hinzu, die als
sozialistisches Modell idealisiert wurde. Wenn die SPD in den 1970er Jahren auch mit
Vertreter:innen der PLO Beziehungen aufnahm, so standen sie sowie von ihr kontrollierte
Jugendorganisationen schon seit den 1960er Jahren für eine starke politisch-ideologische
Unterstützung des Zionismus.

c) Unterstützung der USA und Westintegration

Es überrascht also nicht, dass die staatstragenden Spitzen der DGB-Gewerkschaften – fest
eingebunden in die als „Sozialpartnerschaft“ institutionalisierte Klassenzusammenarbeit – auch
außenpolitisch Patriot:innen sind und ins Horn der Staatsräson tuten. Den gewerkschaftlichen
Initiativen für einen Waffenstillstand schlägt daher nicht nur staatliche Repression und mediale
Stimmungsmache entgegen, sondern auch der Apparat der eigenen Gewerkschaft. Die meisten
Initiativen haben sich daher bislang darauf beschränkt, durch offene Briefe Öffentlichkeit zu
schaffen. Oft knüpften sie an einen Solidaritätsaufruf palästinensischer Gewerkschaften vom 16.
Oktober an oder nahmen auf andere internationale Initiativen Bezug. Das alles könnte einen dazu
veranlassen, den Kampf in den Gewerkschaften für sinnlos zu betrachten. Doch auch wenn dies
verständlich ist – richtig ist diese Position keinesfalls.

Eine Solidaritätsbewegung mit Palästina ist erfolgreicher, wenn sie Streik als Mittel einsetzen kann,
um den Krieg zu beenden. Zum einen baut Streik ökonomischen Druck auf – was Regierungen
wesentlich stärker unter Druck setzt als einfache Demonstrationen. Zudem haben italienische oder
belgische Arbeiter:innen gezeigt, dass Waffenblockaden so einfacher durchzusetzen sind. Mehrfach
gab es Streikaufrufe, die sich an die Allgemeinheit gerichtet haben. Es ist zwar nachvollziehbar, sich
an alle zu richten, gleichzeitig sind sie in der Leere verpufft. Es braucht konkrete Organisationen,
die ihre Mitgliedschaft mobilisieren, um das existierende Potenzial zu bündeln. Gleichzeitig ist man
so viel mehr gegen Repression geschützt. Der Kampf richtet sich gegen die Interessen des
deutschen Imperialismus und seine Sozialpartnerschaft. Bei der Frage einzuknicken, weil „der
Gegenwind zu scharf ist“, sorgt dafür, dass dessen Stellung gestärkt wird – was sich negativ auf
andere gewerkschaftliche Kämpfe auswirkt. Denn der Kampf gegen Standortborniertheit findet auch
an anderen Stellen statt, nicht nur wenn es um internationale Solidarität mit Kämpfen geht.

1. Bundesweite Vernetzung

Wenn die Solidaritätsbewegung mit Palästina erfolgreich sein soll, müssen wir also dafür eintreten,
das Kräfteverhältnis in den Gewerkschaften zu ändern. Um handlungsfähig zu sein, ist es wichtig,
dass die bereits Aktiven sich bundesweit vernetzen und Teil von Basisstrukturen werden. Ziel muss
sein, die bisherigen Aktivitäten nicht nur zu bündeln, sondern auch gemeinsam nächste Schritte
anzugehen. Wie genau das passieren kann, wollen wir im Folgenden klären:

2. Breite politische Aufklärungskampagne

Die ständige Verwendung des Antisemitismusvorwurfs gegen propalästinensische Stimmen etwa
entfaltet ihre Wirkung nicht nur durch Angst, selbst zur Zielscheibe von Repression zu werden,



sondern in der breiten Masse vor allem dadurch, dass die meisten Menschen verständlicherweise
eben keine Antisemit:innen sein wollen. Diese Unsicherheit lässt sich nur durch eine bewusste
politische Auseinandersetzung auflösen. Die Kolleg:innen müssen selbst verstehen, was
Antisemitismus ist (und was nicht), um gegen ungerechtfertigte Angriffe gerüstet zu sein. Hierfür
bräuchte es eine politische Aufklärungskampagne. Das heißt: Es braucht verständlich geschriebenes
Material, das über die aktuelle Situation aufklärt und gleichzeitig auf die häufigsten Kritikpunkte,
die in der Debatte kommen, Gegenargumente liefern. Dieses Material kann ein Ergebnis einer
bundesweiten Vernetzung sein.

Hilfreich ist dabei etwa ein Blick unter die Oberfläche der selbstverliebten deutschen bürgerlich-
nationalistischen „Erinnerungskultur“, die es erst ermöglicht, die eigenen Verbrechen der
Vergangenheit als Legitimation für neue Massaker zu instrumentalisieren. Vermitteln sollten wir
auch, dass das Konzept des „jüdischen Schutzraums“ selbst einen rassistischen Charakter trägt, es
im Gegensatz steht zur traditionellen Position der Arbeiter:innenbewegung, für die
Gleichberechtigung aller Ethnien und Nationen einzutreten und für deren kollektive Verteidigung
gegen Angriffe, wo immer sie leben. Keinesfalls sollte die Tatsache, dass es Antisemitismus gibt,
verschwiegen oder kleingeredet werden – sondern wir sollten erklären, dass wir dessen
Instrumentalisierung für die außenpolitischen Interessen des deutschen Imperialismus ablehnen und
daher auch keine Illusionen in den deutschen Staat schüren, dass dieser den Antisemitismus
ernsthaft bekämpft.

Ebenso notwendig ist es, Klarheit zu schaffen über die Kräfte des palästinensischen Widerstandes
wie der Hamas. Wir sollten die dämonisierende Hetze gegen diese (und auch gegen den 7. Oktober)
als das offenlegen, was sie ist: Chauvinismus, der einen Genozid rechtfertigen soll. Dabei sollten wir
aber die politischen Schwächen der palästinensischen Bewegung und unsere Kritik am reaktionären
Charakter der Hamas nicht verschweigen, denn dies würde gerade nicht dazu führen, dass
Kolleg:innen ihre Position in einem politisch repressiven Klima selbstständig verteidigen können.
Um eine gewerkschaftliche Verankerung der Palästinasolidarität zu schaffen, ist es daher auch
notwendig, eine breite und offene Debatte um deren Ziele zu führen, um den Charakter des Krieges
und um die Interessen, die der eigene Imperialismus hier verfolgt. Dann ist es auch möglich, die
Palästinasolidarität auf eine allgemeinere Grundlage der Klassensolidarität zu stellen: Jeder
israelische Sieg in Gaza macht auch den deutschen Imperialismus selbstbewusster und aggressiver –
nach außen und innen. Er verschärft den Rassismus, schränkt demokratische Rechte ein (und damit
auch die politischen Handlungsmöglichkeiten der Arbeiter:innenklasse insgesamt) und bereitet seine
eigenen Kriege vor.

Umgekehrt schwächt ein erfolgreicher Widerstand der Unterdrückten gegen ihre Vertreibung,
gegen das Morden nicht nur ihren Kampf für nationale Selbstbestimmung. Er schwächt nicht nur
den zionistischen Unterdrückerstaat, sondern auch die imperialistische Ordnung im Nahen Osten
und weltweit, weil er Mächten wie den USA oder auch der BRD und ihren herrschenden Klassen
Paroli bietet und allen Ausgebeuteten und Unterdrückten weltweit zeigt, dass scheinbar
unbesiegbare Staaten nicht unverletztlich sind.

3. Konkrete Beschlüsse erkämpfen

Um eine gewerkschaftliche Solidarität aufzubauen, sollten wir uns auch an positiven Beispielen
orientieren. Gerade wenn man unter schwierigen Bedingungen kämpft, ist es motivierend zu sehen,
was in anderen Ländern erreicht wurde: etwa das „National Labor Network for Ceasefire“, dem über
200 US-Gewerkschaften angehören, oder der Aufruf von 14 spanischen Gewerkschaften, den
Waffenhandel mit Israel zu beenden.

Ziel muss es sein, in den lokalen Gliederungen konkrete Beschlüsse zu verabschieden. Inhalt dieser



sollte sein: die Ablehnung, deutsche Waffen nach Israel zu schicken sowie den Krieg finanziell zu
unterstützen, gegen die Beteiligung deutscher Unternehmen am illegalen Siedlungsbau (wie
beispielsweise durch Axel Springer) und stattdessen für eine sofortige, permanente Waffenruhe.
Einen entsprechenden Vorschlag findet ihr am Ende des Textes. Die Landesdelegiertenversammlung
der GEW Berlin hat beispielsweise Ende November zwei Statements verabschiedet. In einem heißt
es: „Ebenso verurteilen wir die unverhältnismäßigen Angriffe der israelischen Luftwaffe auf Gaza,
die bereits Tausende zivile Opfer gefordert haben, die Vertreibung der Bevölkerung und die
Blockade des Gazastreifens. Wir fordern die Beendigung der Luftangriffe und der Blockade sowie
den Rückzug der israelischen Streitkräfte aus dem Gazstreifen. Ein Krieg mit dem Ziel der
‚Vernichtung der Hamas’ (Benjamin Netanjahu) würde viele Tausende Tote unter den Palästinensern
in Gaza fordern. Als erster Schritt wäre eine sofortige Waffenruhe erforderlich.“

Die internationalen Aktionen und Aufrufe können nicht nur als positive Beispiele genutzt werden. Es
sollte auch in den Debatten aufgezeigt werden, dass der DGB internationale Beschlüsse hat, die er
nicht umsetzt und konkret dagegen arbeitet. Wichtig ist dabei, dass es nicht nur darum geht, viele
Forderungen oder möglichst lange Texte zu verabschieden, sondern dass man die Kolleg:innen dafür
gewinnt, sich in der jeweiligen Gliederung öffentlich zu positionieren und auch aktiv werden zu
können.

4. Gemeinsam in Aktion treten

Ob Infoveranstaltungen mit Gewerkschafter:innen aus anderen Ländern, Blöcke auf
Palästinasolidaritätsdemonstrationen, Proteste vor Gewerkschaftszentralen oder
Betriebsversammlungen zum Thema: Die Palette ist breit, wenn es darum geht, was alles getan
werden kann. Ziel ist es, an dieser Stelle mit Kolleg:innen ins Gespräch zu kommen, aber zeitgleich
auch eine klare Kante zur bisherigen Politik des Gewerkschaftsapparates zu zeigen –  mit dem Ziel,
diesen unter Druck zu setzen, sich zu positionieren und bestenfalls die Mobilisierungen zu
unterstützen.

Widersprüche aushalten, Druck ausüben

Wir wollen ehrlich sein: Das Kräfteverhältnis in den Gewerkschaften zu verändern. wird nicht
einfach sein. Für Aktivist:innen ist es zentral zu verstehen, dass die Aktivitäten im Wechselspiel
zueinander stehen. Einzelne Beschlüsse alleine werden das Kräfteverhältnis in den Gewerkschaften
nicht kippen. Deswegen müssen die Aktivitäten Teil einer gesamtgesellschaftlichen, politischen
Solidaritätskampagne sein. Ohne diese wird es schwer, etwas in Gang zu setzen. Auf der anderen
Seite kann eine Solidaritätskampagne nur schlagkräftig werden können, wenn es uns gelingt, einen
Teil der Gewerkschaftsaktivist:innen für eine internationalistische, fortschrittliche Politik zu
gewinnen.

Deswegen muss die Kampagne bewusst Druck auf die Gewerkschaften ausüben und aufzeigen, was
die Konsequenzen des Schweigens und der Billigung des Krieges gegen die Palästinenser:innen sind.
Sich abzuwenden oder auf den Konflikt nicht einzugehen, führt dazu, der Politik des Burgfriedens
das Feld zu überlassen – und schwächt die Bewegung sowie die Arbeiter:innenklasse. Schließlich hat
die Berichterstattung im Zuge des 7. Oktober sowohl zum Erstarken des antimuslimischen
Rassismus als auch Antisemitismus geführt und droht auf lange Sicht, insbesondere rechte,
reaktionäre Kräfte wie die AfD zu stärken.

Für uns als Marxist:innen ist der Kampf in den Gewerkschaften deswegen unerlässlich. Gleichzeitig
geht er für uns damit einher, dauerhaftere Strukturen gegen die Politik der
Gewerkschaftsbürokratie aufzubauen – eine klassenkämpferische Basisbewegung, die nicht nur
versucht, Posten in der Bürokratie abzugreifen und „links“ zu besetzen, sondern eine kämpferische
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Opposition gegen diese bildet. Wir halten dies für zentral, nicht nur im Kampf in Solidarität mit
Palästina, sondern auch in allen internationalistischen Kämpfen – sei es, um Solidaritätsstreiks zu
organisieren für Bewegungen wie im Kongo, Frankreich oder Pakistan, sei es, um politische Angriffe
abzuwehren, wie eine Verschärfung des Streikrechts oder den immer weiter voranschreitenden
Rechtsruck oder schlicht und einfach, Reallohnverluste bei einfachen Tarifauseinandersetzungen
hinzunehmen. Doch so etwas entsteht nicht von heute auf morgen. Lasst uns deswegen gemeinsam
Widerstand aufbauen – nicht nur gegen den Krieg in Gaza, sondern gegen die imperialistische
Politik, die das ermöglicht und überall auf der Welt tagtäglich ihre Opfer fordert!

Vorschlag: Stopp aller Waffenlieferungen an Israel – sofort!
Die Angriffe der IDF und die Politik der israelischen Regierung haben über 40.000 Menschen in
Gaza das Leben gekostet, Hunderttausende obdachlos gemacht und vertrieben, Zehntausenden
droht der Tod durch Verhungern. Der drohende Angriff auf Rafah wird diese Katastrophe
verschärfen. Vor unseren Augen vollzieht sich ein Genozid am palästinensischen Volk.

Dazu dürfen wir Lohnabhängige, dürfen wir Gewerkschafter:innen nicht schweigen. Wir müssen
aktiv werden und alles in unserer Macht Stehende unternehmen, um das Morden zu stoppen, einen
sofortigen Waffenstillstand, den Rückzug der israelischen Armee, die Öffnung der Grenzen für die
Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln und Medikamenten zu gewährleisten.

Damit das Morden gestoppt wird, kämpfen wir dafür, dass sämtliche Unterstützung für den Genozid
durch Deutschland unterbleibt – das heißt vor allem sofortiger Stopp von Waffenlieferungen an
Israel!

Als Gewerkschafter:innen können und müssen wir zusammen mit Schüler:innen und Studierenden
die Solidaritätsbewegung auf der Straße unterstützen. Wir müssen aber auch die Solidarität in die
Betriebe, in die Abteilungen und Büros tragen. Wir werden gemeinsame Anträge in
gewerkschaftliche und betriebliche Gremien einbringen, die folgende Positionen und Forderungen
an die DGB-Gewerkschaften beinhalten:

Wir brauchen eine Kursumkehr in den DGB-Gewerkschaften! Wir treten für die Durchführung von
Solidaritätsdiskussionen ein, wie sie von den palästinensischen Gewerkschaften seit Monaten
gefordert werden.

Kein weiteres Schweigen zum Genozid! Schluss mit der Politik der Unterstützung für
Bundesregierung und Krieg!

Offene und demokratische Diskussion in den Gewerkschaften und Betrieben, wie das
Morden gestoppt werden kann!

Veröffentlichung, Verbreitung und Einhaltung der Resolutionen der internationalen
Gewerkschaftsverbände gegen Krieg, Hunger und Waffenlieferungen durch die
Vorstände der deutschen Gewerkschaften!



Wir schlagen gewerkschaftliche und betriebliche Mobilisierungen um folgende grundlegende
Forderungen vor:

Sofortiger Waffenstillstand, Rückzug der IDF, Öffnung der Grenzen für
Hilfslieferungen an die Bevölkerung!

Stopp aller Waffenlieferungen an Israel! Abzug aller deutschen Truppen aus dem
Nahen Osten!

Entkriminalisierung der Palästinasolidarität und aller palästinensischen
Organisationen!

Verhinderung von Waffentransporten nach Israel durch Massendemonstrationen,
Arbeitsniederlegungen, Streiks und Blockaden!


